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Mit freundlichen Grüßen 
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STELLUNGNAHMEN 

1 . Akademischer Senat vom 20. 11 . 1995 

2. Universitätsdirektion 

3. Fachgruppe Chemie vom 17.11.1995 

4. Fachgruppe Informatik vom 20.11.1995 

5. Studienkommission Doktorat der techn. Wissenschaften vom 17. 10. 1995 

6. Studienkommission Bauingenieurwesen vom 23.10.1995 

7. Studienkommission Informatik vom 20.11.1995 

8. Studienkomrnission Raumplanung und Raumordnung vorn 29.11.1995 

9. Studienkommission Verfahrenstechnik vom 20.11.1995 

10. Studienkommission Maschinenbau und Wirtschaftsingenieurwesen -

Maschinenbau vom 10.11.1995 

11. Studienkomrnission Elektrotechnik vom 22.11.1995 

12. Studienkommission Technische Mathematik vom 11.10.1995 

13. Studienkommission Technische Chemie vom 24.11.1995 

14. Studienkommission Technische Physik vom 8.11.1995 

15. Studienkommission Physik Lehramt vom 31.10.1995 

16. Studienkommission Darstellende Geometrie Lehramt vom 31.10.1995 

17. Studienkommission Mathematik Lehramt vom 10.11.1995 

18. Studienkommission Technischer Umweltschutz vom 10.10.1995 

19. Studienkommission Betriebs- f Rechts- und Wirtschaftswissenschaften 

vom 18.10.1995 

20. Prof. Lugner vom 9.11.1995 

21 . Prof. Stachel vom 1.9.1995 

22. Prof. Winter vom 24.9.1995 

23. Prof. Waldhäusl 

24. Dr. Bednar vom 11.9.1995 

25. Dr. Hauswirth vom 16.11. 1995 

26. Dr. Freund 

27. Außeninstitut vom 20.11.1995 
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Stenun~nalllne des AkadenIischen Senats 
der TechnIschen Universität Wien ZUlU U niStG 

In selllef Sitzung vom 20. November 1995 hat der Akademische Senat der Technischen 
Universität beschlossen, den Entwurf des UniStG in seiner derzeit vorliegenden Form strikt 
a.bzulehnen, da die mit diesem Gesetz angestrebten Ziele (Deregulierung des Studienrechts, 
Verwaltungsvereinfachung etc.) kaum oder nur mit untauglichen Mitteln erreicht werden. Der 
vorliegende unausgereifte Entwurf stellt keine akzeptable Gesetzesgrundlage für Studien an 
Universitäten dar, was im folgenden anhand einiger Beispiele verdeutlicht werden soll. Über­
dies sind viele Bestimmungen des UniStG noch unklar bzw. inkonsistent formuliert oder nur 
sclnver nachvollziehbar, was in den beiliegenden Stellungnahmen der Studienkommissionen bzw. 
Fachgruppen sowie der Universitätsdirektion und der Öl{ an der Technischen Universität Wien 
ausführlicher dargestellt wird. 

Das für die technischen Studienrichtungen maßgebliche Gesetz (Tech-StG 1990) wird ge­
rade erst unter großem organisatorischem Aufwand umgesetzt und kann, da es kaum noch 
AbsolventenjAbsolventinnen nach dem Tech-StG 1990 gibt, Ül seinen Aus\virkungen auf die 
Lehrenden und die Studierenden noch gar nicht beurteilt werden. Die Einführung eines neuen 
Studiengesetzes zu einer Zeit, wo auch die neuen Strukturen des UOG 1993 einzurichten sind, 
bedeutet eine weitere Belastung aller Universitätsangehörigen, die zu einer sclrwerwi~genden 
Einschränkung der Leistungen im Lehr- und Forschungsbetrieb der Universitäten führen könn­
te. Für die Studierenden bedeuten die rigorosen Übergangsbestimmungen nicht nur eine 
Verlängerung der tatsächlichen Studiendauer, sondern auch eine große Rechtsunsicherheit; es 
sollte gewährleistet werden, daß die Studierenden ihre Studien im Rahmen jener Vorschriften 
beenden können, nach denen sie diese Studien begonnen haben. Neben derartigen Rechten für 
die Studierenden sollten in das UniStG aber auch Pflichten für Studierende aufgenom­
men werden, die Richtlinien vorgeben, wie Studierende zur erfolgreichen Absolvierung ihres 
Studiums beizutragen haben. 

In1 U niStG fehlen die leitenden Grundsätze für die Gestaltung der Studien, wie sie 
im AHStG, § 1, verankert sind. Diese leitenden Grundsätze stellen nicht nur normierende 
Richtlinien für die Gestaltung der einzelnen Studienpläne dar, sondern betonen auch den Bil­
dungsauftrag der Universitäten sowie den wissenschaftlichen Charakter der Studien an 
Universitäten. Auf ihre Aufnahme in das UniStG kann daher auf keinen Fa.ll verzichtet werden. 
vor allem aber können diese leitenden Grundsätze nicht durch das Kernstück der im UniStG 
angestrebten Studienreform, das sogenannte Verwendungsprofil (§ 4, u.v.a.rn), ersetzt wer­
den. Die alleinige Bezugnahme auf ein unter Linbeziehung beruflicher Interessenvertretungen 
zu erstellendes Verwendullgsprofil reduziert die Universitäten letztendlich auf reine Berufs­
schulen. Für die technischen Studienrichtungen sollten die bereits im Tech-StG 1990 und im 
uoe; 1993 entha.ltenen Bestimmungen über die Einbeziehung außeruniversitärer Berufs- und 
Interessenvertretungen völljg ausreichend sein. 

Das Einfließen eines Verwendungsprofils in Doktoratsstudien widerspricht eindeutig der 
Definition dieser Studien in § 33, Abs. 1. Die "Befähigung zu selbständiger wis::ienschaftli­
eher Arbeit" und "die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses" hat nur peripher mit. 
den Marktprinzipien von AlJgebot und Nachfrage zu tun. Die unbegründete U III bellenn.ung 
des (national nnd interna.tional) a.ngesehenen "Doktorats der technischen \I\lissenschaften" in 
"Doktorat der Ingenieurwissenschaften" ist a bzulehneu. 

Als eine der Maßna.lnnen zur Vereinfa.chung der Adrninistra.tion wird die Reduktion der 
möglichen Typen von Studien a.uf Diplom- und Doktoratsstudien vorgestellt. Ehernali-
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ge Knrzstudien wIe "DeLtentechnik" (Studiendauer: G Sernester; akademischer Grad: Diplont­
Ingenieur) werden dabei ebenso zu Diplomstudien wie das Studium der "Informatik" (Studien­
da.uer: 10 Semester, akademischer Grad: DipJom-Ingenieur).Um den Doktorgra,d zu erlangen, 
ist in bei den Fällen ein 4 Semester dauerndes Doktoratsstudiul11 anzuschließen. Diese Normie­
rung der Studien, insbesondere die Aufwertung von 6-semestrigen Kurzstudien wie "Datentech­
nik" rnit 90 Cesamtstunden zu vollwertigen Diplomstudien fiihrt zu eklatanten A usbildungs­
unterschieden innerhaJb der Diplomstudien und zur Verl!;abe des gleichen akademischen Grades 
für völlig lHlvergleichbare Leistungen_ Um die internationale Anerkennung österreichischer 8t11-
dienabschliisse zu gewährleisten, sollten die Anforderungen für alle Diplom- und Ivlagistergrade 
a.nnähernd gleich sein; fiir "Kurzstudiell" wäre daher eill Abschluß mit einem anderen a,kadc­
mischen C rad vorzusehen. 

Im neuell U rüStC treten "Diplomst udien als individ ueUe St udien" an die Stelle der 
"studia irregularia". Für diese Diplomstudien können die Studierenden ihre Studienpläne indi­
viduell gestalten, die vom Rektor ohne inhaltliche Prüfung genehmigt werden müssen, soferne 
nur einige formale Bedingungen erfüllt werden (u.a. Studiendauer von mindestens 6 Seme­
stern, Venvendungsprofil), was in krassem Gegensatz zu dem für Regelstudien vorgesehenen 
Verfahren steht. Im Extremfall (z.B. bei Einreichung eines völlig wirklichkeitsfremden Venven­
dungsprof-ils) würde unter Anfall erheblicher Kosten eine Ausb.i1dung verrnittelt, die weder den 
Ansprüchen einer sinnvollen Berufsvorbildung noch den Ansprüchen der ~Wirtschaft genügt und 
die somit direkt in Arbeitslosigkeit münden könnte. Die Genehmigung einer solchen Ausbildung 
wäre also letztendlich ein Betrug am Studierenden und an der Gesellschaft. 

Das Fehlen der Studienzweige stellt, speziell bei Studien mit einem breiten Spektrum, 
eine gravierende Verschlechterung gegenüber dem Status quo dar. Entgegen der in den Erläute­
rungen zu § 25 geäußerten :tvleinung dienten die Studienzweige bisher nicht dazu, eine Aufglie­
derung im Bereich der Pflichtfächer zu ermöglichen; diese Aufgliederung war vielmehr eine 
Konsequenz der unterschiedlichen Ausbildungsziele der Absolventen/ Absolventinnen verschie­
dener Studienzweige, die durch einen gemeinsamen Block von zentralen Fächern verbunden wa­
ren und somit sinllvollerweise innerhalb einer Studienrichtung zusammengefaßt wurden. Durch 
die Angabe des jeweiligen Studienzweiges (u.a. auf den Diplompriifuugszeugnissen) wurde die 
Ausbildungsrichtung klar dokumentiert, was für die AbsolventenjAbs01ventinnen bei Eintritt 
ins Berufsleben von eminenter \:Vichtigkeit war. Eine derartige Wirkung wird durch die im 
Entwurf vorgesehenen Schwerpunkte (die es de facto auch bisller schon innerhalb der einzelnen 
Studienzweige gab) nur in äußerst unzulänglichem Maße erzielt werden können. 

Den Gesarntstudienkol11.missionen werden im UniStC weitergehende Kompetenzen ein­
geräumt (Festlegung der Kernfä,cher). Eine Reduzienllll!; der Anzahl der Nlitglieder erscheint 
daher absurd. 

Die Beurteilung in einer bloß dreistufigen Notenskala bringt den Studierenden gra­
vierende Nachteile: Einerseits wird dadurch die internationale Vergleichbarkeit der Leistnn­
gen erschwert, was zwangsläufig zu Schwierigkeiten bei Anrechnung österreichischer Studien 
im Ausland führt. Andererseits kann die Reduktion auf die Bewertungen "allsgeLeichnet be­
standen", "best;l.nden" ulld "nicht bestanden" sinnvollerweise nur durch ZUCianunenfassen der 
bisherigen Noten "gut", "befriedigend" und "gelliigend" zur neuen Note "bestanden" erf01-
gell; die \Virkung einer solchen Zusa.mmenfassung ist für viele Studierende demotivierend, für 
BewerbungszwecJ-.:e sogarka.tastrophaL 

Die IVlöglichkeiten, interuniversitäre Studien einzurichten, würden durch das UniStG 
(sieht man von den FreiDi.chern ab) total ullterbunden. Dies würde eine drastische Reduzierung 
des Lebrangebots für bestimmte Studienrichtungen bedeuten, die all der TU \iVien interllni-
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versitär rnit der Uni Wien eillgeric1il;et sind (z.H. Informatik); da die meisten didaktisc1len 
Lehrveranstaitullgen für Lehramts5tl1uiell an der Uni Wien angeboten werden, würde dies ent­
weder bedeuten, daß a.L1eh an der TU V/ien die (mtspreehenden Didaktiklehrverallstaltllngen 
angeboten werden müßten (was illlsKostengründen kaum realisierhar wäre) oder aber Lehr 
arntsstndien an der TU "Vien nicht mehr eingerichtet werden könnten. So11te dies etwa. gar 
bedeuten, daß man die Lehramtsstudien generell aus den Universitäten herausnehmen möchte?! 

lJm die durch das UniStG bedingten Mehra.usgabeu im Bereich der Verwaltung zu kom­
pensieren, soll bei den Universitätslehrern/Ulliversitätslehrerinnen gespart werden. Insbesonde­
re sollen die derzeit angebotenen Aufbaustudien in gebührenpflichtige Universitätslehrgä.nge 
übergeführt werden. Im Gegensatz zu den in den Erläuterungen angeführten Berechnungen sind 
die Einsparungsmögliehkeiten in diesem Bereiche eher gering und stehen in keiner Relation zur 
Verbesserung der Berufschancen der Absolventen/ Absolventinnen technischer Studienrichtun­
gen, insbesondere im Hinblick auf den Wettbewerb im EU-Raum, durch die praxisorientierte 
Weiterbildung im Rahmen dieser Aufballstudien. Ergänzungsprüfungen sollten auch wei­
terhin im ersten Studienjahr abgelegt werdell können und nicht bereits Voraussetzung der Zu­
lassung zu einem bestimmten Studium sein, damit unnötige Verlängerungen der Studienzeiten 
vermieden werden. 

Die Betreuung von Diplomarbeiten sollte weiterhin nur mit großer Lehrbefugnis ("ve­
nia docendi") möglich sein. 

Obwohl wir uns gerade erst in der Umsetzungsphase des UOG 9:3 befinden, wird der A11f­
gabenbereich des Studiendekans/ der Studiendekanin im U niStG erweitert und der Stucliende­
kan/die Studiendekanin mit weiteren bürokratischen Aufgaben eingedeckt. Die Organisation 
von Einführungstutorien könnte ohne weiteres auch weiterhin der ÖH überlassen werden; 
die von der ÖH ohnehin jedes Semester angebotene Inskriptionsberatung maeht die im UniStG 
vorgeschlagene einführende Broschüre überflüssig. Die für EinfiihrungstutorieD und Broschüre 
veranschlagten Neuausgaben könnten also getrost eingespart werden, indem mall auf bereits 
bestehende Kompetenzen zurückgreift. 

Da die kommissionelle "Feststellung des Studienerfolgs in Lehrveranstaltungen" 
bei Lehrveranstaltungen mit iunnanentem Prüfungscharakter tatsächlich unmöglich isL sollte 
die alte Regelung, wonach die Antritte bei solchen Lehrveranstaltungen lIicht gezählt werden, 
wieder eingefü hrt werden. 

Einige der im lJlliStG vorgestellten Regelungen zur Adrninistration der Studierenden wer­
den zwangsweise zu einer Aufblähung des Verwaltungsappara.tes führen müssen. Die Be­
gründ ungspfiicht bei negativen Noten (§ 45, Abs. 1) erschwert die autolll atische Er­
stellung von Zeugnissen. Für die Maßnahmen zur Verlängerung bzw. zum Erlöschen der 
Zulassung (§ 20 und § 21) sind beträchtliche Ivlehrkostell zu erwarten, da vor allem die durcb 
die Zahlscheininskription erzielten Rationalisierungsefiekte acl absurclum geführt werden und 
der erforderliche Verwaltungsaufwand in keinem Verhältnis Z1lltl erwarteten Nutzen steht. Die 
vorgeschlagenen IVlöglichkeiten für die Berufung gegen negative Beurteilungen einer 
Prüfung (§ 62, Abs. 2) drohen eine unübersehbare Flut von Bescheiden na.ch sich zu ziehen. 

Das Fehlen von Ausnahmeregelungen in § 20 und § 21 erzeugt nicht zu akzeptierende 
Hiirtefälle. 

Zusarnmenfossend stellt dei' A kaclenbische Senat der Technischen Universität (,hen fest, 
daß dei' vodieyencle G'eselzesenLwulf zurn UniStG' in wesentlichen. Teilen völlig inakzeptabel 
erscheint urlcl daher· auch (tllI eine7· neualichen Begutachtung eines neubearbeiteten G'esetzes­
enlwu7J, [,estanden we·,.den nwI>. 
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